Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/278 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. März 1962 

3 — 42000 — 3549/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über das Europäische 
Abkommen vom 22. Juni 1960 zum Schutz von 
Fernsehsendungen 
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eine Denkschrift. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 240. Sitzung am 2. Februar 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
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Entwurf eines Gesetzes 

über das Europäische Abkommen vom 22. Juni 1960 
zum Schutz von Fernsehsendungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Dem in Straßburg am 11. Juli 1960 von der Bun- 
desrepublik Deutschland Unterzeichneten Europäi- 
schen Abkommen vom 22. Juni 1960 zum Schutz von 
Fernsehsendungen wird mit den sich aus Artikel 2 
Abs. 1 ergebenden Vorbehalten zugestimmt. Das 
Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland macht nach 
Artikel 10 des Abkommens bei der Hinterlegung 
der Ratifikationsurkunde von den in Artikel 3 Abs. 1 
Buchstaben b, c und e des Abkommens vorgesehenen 
Vorbehalten Gebrauch und gewährt den darin be- 
zeichneten Schutz nicht. 

(2) Auf den im Abkommen vorgesehenen Schutz 
von Fernsehsendungen sind die §§ 50 und 56 des 
Urheberrechtsgesetzes vom . . . (Bundesgesetzbl. I 
S. . . .) sinngemäß anzuwenden. 

Artikel 3 

(1) Fernsehsendungen von Sendeunternehmen, die 
im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei des 


Abkommens nach deren Rechtsvorschriften errichtet 
sind oder dort Sendungen durchführen, erhalten im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes keinen längeren 
Schutz, als ihn die andere Partei selbst gewährt. 

(2) Der Schutz gegen die Festlegung von Einzel- 
bildern oder gegen die Vervielfältigung dieser 
Festlegung aus Fernsehsendungen eines Sendeunter- 
nehmens, das im Hoheitsgebiet einer anderen Ver- 
tragspartei des Abkommens nach deren Rechtsvor- 
schriften errichtet ist oder dort Sendungen durch- 
führt, wird im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht 
gewährt, wenn die andere Partei von dem Vor- 
behalt des Artikels 3 Abs. 1 Buchstabe d des Ab- 
kommens Gebrauch gemacht hat. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am. . . in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 8 Abs. 2 für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Artikel 3 des Abkommens berechtigt die Vertrags- 
parteien, hinsichtlich des Schutzes von Fernseh- 
sendungen gewisse Vorbehalte zu machen und den 
Schutz in bestimmter Hinsicht einzuschränken. Von 
diesen Vorbehalten und Einschränkungen soll zum 
Teil Gebrauch gemacht werden, um den nach dem 
Abkommen zu gewährenden Schutz mit dem inner- 
deutschen Recht in Einklang zu bringen. Wegen der 
Einzelheiten wird auf die Ausführungen in der 
Denkschrift zu Artikel 3 verwiesen. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen gibt einem Vertragsstaat die Mög- 
lichkeit, in einigen Fällen den nach dem Abkommen 
zu gewährenden Schutz gegenüber einem anderen 
Vertragsstaat einzuschränken. Wegen der Einzel- 


heiten wird auf die Ausführungen in der Denk- 
schrift zu Artikel 2 Abs. 2 und Artikel 4 Abs. 4 ver- 
wiesen. Von dieser Möglichkeit der Einschränkung 
des Schutzes soll für den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes Gebrauch gemacht werden. 

Zu Artikel 4 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Als Tag des Inkrafttretens soll der Zeitpunkt be- 
stimmt werden, in dem das neue Urheberrechts- 
gesetz in Kraft treten wird. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 8 Abs. 2 für die Bun- 
desrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Europäisches Abkommen 
zum Schutz von Fernsehsendungen 

Arrangement Europeen 
pour la protection des Emissions de Television 

European Agreement 

on the Protection of Televisions Broadcasts 


THE GOVERNMENTS SIGNATORY 
HERETO, being Members of the Coun- 
cil of Europe, 

CONSIDERING that the object of 
the Council is to adiieve a greater 
unity between its Members; 

CONSIDERING that exchanges of 
television programmes between the 
countries of Europe are calculated to 
further the achievement of that ob- 
ject; 

CONSIDERING that these exchanges 
are hampered by the fact that the 
majority of television organisations 
are at present powerless to restrain 
the re-broadcasting, fixation or public 
performance of their broadcasts, 
whereas the organisers of musical 
or dramatic performances or the like, 
and the Promoters of Sports meetings, 
make their consent to broadcasting 
to other countries conditional upon 
an undertaking that the relays will 
not be used for purposes other than 
private viewing; 

CONSIDERING that the interna- 
tional protection of television broad- 
casts will in no way affect any rights 
of third parties in these broadcasts; 

CONSIDERING that the problem is 
one of some urgency, in view of the 
installations and links now being 
brought into service throughout Eu- 
rope, which are such as to make it 
easy from the technical point of 
view for European television organ- 
isations to exchange their pro- 
grammes; 

CONSIDERING that, pending the 
conclusion of a potentially universal 
Convention on "neighbouring rights" 
at present in contemplation, it is 
fitting to conclude a regional Agree- 
ment restricted in scope to television 
broadcasts and of limited duration, 


LES GOUVERNEMENTS SIGNATAI- 
RES, Membres du Conseil de l’Europe, 

CONSIDERANT que le but du Con- 
seil de l'Europe est de realiser une 
Union plus etroite entre ses Membres; 

CONSIDERANT que les echanges 
de programmes de television entre les 
pays europeens sont de nature ä con- 
tribuer ä la realisation de ce but; 

CONSIDERANT que ces echanges 
sont entraves par l'impossibilite oü se 
trouvent la plupart des organismes de 
television d’interdire la reemission, la 
fixation et la communication au public 
de leurs emissions, alors que, notam- 
ment, les organisateurs de manifesta- 
tions artistiques ou les promoteurs 
devenements sportifs subordonnent 
l'autorisation de diffusion vers d’au- 
tres pays a la garantie que les relais 
na seront utilises a d'autres fins que 
la reception privee; 

CONSIDERANT que la protection 
internationale des emissions de televi- 
sion n'affectera d’aucune faoon les 
droits des tiers pouvant exister au 
sujet de ces emissions; 

CONSIDERANT que ce Probleme 
revet un caractere d’urgence, compte 
tenu de la mise en place, ä travers 
l'Europe, d’installations et de liaisons 
rendant des maintenant techniquement 
aises les echanges de programmes 
entre organismes europeens de televi- 
sion; 

CONSIDERANT qu’en attendant 
l’etablissement d'une Convention ä 
vocation universelle sur les droits dits 
«voisins» actuellement envisagee, il 
sied que soit conclu un arrangement 
regional, restreint dans son objet aux 
emissions de television et limite dans 
sa duree, 


(Übersetzung) 

DIE UNTERZEICHNERREGIERUN- 
GEN, Mitglieder des Europarats, 

IN DER ERWÄGUNG, daß es Ziel 
des Europarats ist, eine engere Ver- 
bindung zwischen seinen Mitgliedern 
herzustellen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß der Aus- 
tausch von Fernsehprogrammen zwi- 
schen den europäischen Ländern zur 
Verwirklichung dieses Zieles beitra- 
gen kann, 

IN DER ERWÄGUNG, daß dieser 
Austausch dadurch behindert wird, 
daß es den meisten Fernsehsende- 
unternehmen unmöglich ist, die Wei- 
tersendung, Festlegung und öffentliche 
Wiedergabe ihrer Sendungen zu un- 
tersagen, während insbesondere die 
Veranstalter von künstlerischen Dar- 
bietungen oder sportlichen Ereignissen 
die Genehmigung zur Sendung in an- 
dere Länder von der Zusicherung ab- 
hängig machen, daß die Übertragun- 
gen ausschließlich zum privaten Emp- 
fang benutzt werden, 

IN DER ERWÄGUNG, daß der in- 
ternationale Schutz von Fernsehsen- 
dungen etwaige Rechte Dritter an 
diesen Sendungen nicht berührt, 

IN DER ERWÄGUNG, daß dieses 
Problem insofern dringlich ist, als die 
Schaffung von Einrichtungen und Ver- 
bindungen in ganz Europa schon jetzt 
den Programmaustausch zwischen 
europäischen Fernsehsendeunterneh- 
men in technischer Hinsicht erleichtert, 


IN DER ERWÄGUNG, daß es bis 
zum Abschluß des zur Zeit geplanten 
umfassenden Abkommens über die so- 
genannten „verwandten Schutzrechte " 
angebracht ist, ein regionales Abkom- 
men zu schließen, das auf Fernseh- 
sendungen beschränkt und von be- 
grenzter Dauer ist, 
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HA VE AGREED AS FOLLOWS: 

Article 1 

Broadcasting organisations consti- 
tuted in the territory and under the 
laws of a Party to this Agreement or 
transmitting from such territory shall 
enjoy, in respect of all their tele- 
Vision broadcasts: 

1. in the territory of all Parties to 
this Agreement, the right to authorise 
or prohibit: 

(a) the re-broadcasting of such 
broadcasts; 

(b) the diffusion of such broad- 
casts to the public by wire; 

(c) the communication of such 
broadcasts to the public by 
means of any instrument for 
the transmission of signs, 
sounds or images; 

(d) any fixation of such broad- 
casts or still photographs 
thereof, and any reproduction 
of such a fixation; and 

(e) re-broadcasting, wire diffu- 
sion or public performance 
with the aid of the fixations 
or reproductions referred to 
in subparagraph (d) of this 
Paragraph, except where the 
Organisation in which the 
right vests has authorised the 
sale of the said fixations or 
reproductions to the public; 

2. in the territory of any other 
Party to this Agreement, the same 
protection as that other Party may 
extend to organisations constituted in 
its territory and under its laws or 
transmitting from its territory, where 
such protection is greater than that 
provided for in paragraph 1 above. 


Article 2 

1. Subject to paragraph 2 of Ar- 
ticle 1, and Articles .13 and 14, the 
protection provided for in paragraph 1 
of Article 1 shall continue until the 
end of the tenth calendar year fol- 
lowing the year in which the first 
broadcast was made from the terri- 
tory of a Party to this Agreement. 

2. No Party to this Agreement shall 
be required, in pursuance of para- 
graph 2 of Article 1, to accord to the 
broadcasts of any broadcasting organ- 
isations constituted in the territory 
and under the laws of another Party 
to this Agreement or transmitting 
from the territory of another Party 
longer protection than that granted 
by the said other Party. 


SONT CONVENUS DE CE QUI 
SUIT: 

Article 1«* 

Les organismes de radiodiffusion 
constitues sur le territoire d'une Par- 
tie ä l'Arrangement en conformite de 
la loi de celle-ci ou effectuant des 
emissions sur un tel territoire jouis- 
sent f en ce qui conceme toutes leurs 
emissions de television: 

1. sur le territoire de toutes les Par- 
ties ä l'Arrangement, du droit d'auto- 
riser ou d'interdire: 

(a) la reemission de ces emis- 
sions; 

(b) la distribution au public de 
ces emissions par fil; 

(c) la communication au public de 
ces emissions par tout instru- 
ment transmetteur de signes, 
de sons ou d'images; 

(d) toute fixation de ces emis- 
sions ou de leurs images iso- 
lees et toute reproduction de 
cette fixation; et 

(e) la reemission, la distribution 
par fil ou la communication 
au public au moyen des fixa- 
tions ou reproductions visees 
ä la lettre (d) ci-dessus, sauf 
si l'organisme titulaire du 
droit a autorise la vente au 
public de ces fixations ou re- 
productions; 


2. sur le territoire de toute autre 
Partie ä l'Arrangement, de la meme 
protection que cette autre Partie ac- 
corde aux organismes de radiodiffu- 
sion constitues sur son territoire en 
conformite de sa loi ou effectuant des 
emissions sur son territoire, lorsque 
cette protection est plus large que 
celle prevue au chiffre 1 ci-dessus. 

Article 2 

1. Sous reserve de l'application des 
dispositions du chiffre 2 de l'article \ 
et des articles 13 et 14, la protection 
prevue au chiffre 1 de l'article 1 er 
prendra fin ä l'expiration de la di- 
xieme annee civile qui suit celle au 
cours de laquelle la premiere emis- 
sion a ete effectuee sur le territoire 
d'une Partie ä l'Arrangement. 

2. Aucrune Partie ä l'Arrangement 
n'est tenue, en vertu des dispositions 
du chiffre 2 de l’article 1 er , d'accorder 
aux emissions des organismes de ra- 
diodiffusion constitues sur le territoire 
d'une autre Partie ä l'Arrangement en 
conformite de la loi de celle-ci ou 
effectuant des emissions sur le terri- 
toire de cette meme Partie, une pro- 
tection plus longue que celle ac- 
cordee par cette autre Partie. 


SIND WIE FOLGT ÜBEREINGE- 
KOMMEN: 

Artikel 1 

Die Sendeunternehmen, die im Ho- 
heitsgebiet einer Vertragspartei nach 
deren Rechtsvorschriften errichtet sind 
oder in diesem Hoheitsgebiet Sendun- 
gen durchführen, genießen für ihre 
sämtlichen Fernsehsendungen: 

1. im Hoheitsgebiet aller Vertrags- 
parteien das Recht, folgendes zu er- 
lauben oder zu verbieten: 

a) die Weitersendung dieser 
Sendungen; 

b) die öffentliche Übertragung 
dieser Sendungen durch 
Drahtfunk; 

c) die öffentliche Wiedergabe 
dieser Sendungen mittels 
einer Vorrichtung zur Über- 
tragung von Zeichen, Tönen 
oder Bildern; 

d) jede Festlegung dieser Sen- 
dungen oder ihrer Einzelbil- 
der sowie jede Vervielfälti- 
gung einer solchen Festlegung 
und 

e) die Weitersendung, Übertra- 
gung durch Drahtfunk oder 
öffentliche Wiedergabe mit- 
tels der unter Buchstabe d 
bezeichneten Festlegung oder 
Vervielfältigung, sofern nicht 
das berechtigte Unternehmen 
den öffentlichen Verkauf die- 
ser Festlegungen oder Ver- 
vielfältigungsstücke gestattet 
hat; 

2. im Hoheitsgebiet jeder anderen 
Vertragspartei den gleichen Schutz, den 
diese Partei Sendeunternehmen ge- 
währt, die nach ihren Rechtsvorschrif- 
ten in ihrem Hoheitsgebiet errichtet 
sind oder dort Sendungen durchfüh- 
ren, wenn dieser Schutz umfassender 
ist als der in Absatz 1 vorgesehene. 


Artikel 2 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 1 Ab- 
satz 2 sowie der Artikel 13 und 14 
endet der in Artikel 1 Absatz 1 vorge- 
sehene Schutz mit Ablauf des zehnten 
Kalenderjahres nach dem Jahr, in dem 
die erste Sendung im Hoheitsgebiet 
einer Vertragspartei stattgefunden hat. 


(2) Eine Vertragspartei ist auf Grund 
des Artikels 1 Absatz 2 nicht ver- 
pflichtet, den Sendungen von Sende- 
unternehmen, die im Hoheitsgebiet 
einer anderen Vertragspartei nach 
deren Rechtsvorschriften errichtet sind 
oder dort Sendungen durchführen, 
einen längeren Schutz zu gewähren, 
als ihn die andere Partei selbst ge- 
währt. 
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Article 3 

1. Parties to this Agreement, by 
making a declaration as provided in 
Article 10, and in respect of their 
own territory, may; 

(a) withhold the protection pro- 
vided for in sub-paragraph 1 

(b) of Article 1; 

(b) withhold the protection pro- 
vided for in sub-paragraph 1 

(c) of Article 1, where the 
communication is not to a 
paying audience within the 
meaning of their domestic 
law; 

(c) withhold the protection pro- 
vided for in sub-paragraph 1 

(d) of Article 1, where the 
fixation or reproduction of 
the fixation is made for 
private use, or solely for 
educational purposes; 

(d) withhold the protection pro- 
vided for in sub-paragraphs 1 
(d) and (e) of Article 1, in 
respect of still photographs 
or reproductions of such 
photographs; 

(e) withhold the protection pro- 
vided for in this Agreement 
from television broadcasts by 
broadcasting organisations 
constituted in their territory 
and under their laws or trans- 
mitling from such territory, 
where such broadcasts enjoy 
protection under their domes- 
tic law; 

(f) restrict the Operation of this 
Agreement to broadcasting 
organisations constituted in 
the territory and under the 
laws of a Party to this Agree- 
ment and also transmitting 
from the territory of such 
Party; 

2. It shall be open to the aforesaid 
Parties, in respect of their own terri- 
tory, to provide exceptions to the 
protection of television broadcasts; 

(a) for the purpose of reporting 
current events, in respect of 
the re-broadcasting, fixation 
or reproduction of the fixa- 
tion, wire diffusion or public 
performance of short extracts 
from a broadcast which itself 
constitutes the whole or part 
of the event in question; 


(b) in respect of the making of 
ephemeral fixations of tele- 
vision broadcasts by a broad- 
casting Organisation by means 
of its own facilities and for 
its own broadcasts. 


Article 3 

1. Les Parties ä 1' Arrangement ont 
la faculte, moyennant la declaration 
prevue ä l'article 10, et en ce qui con- 
cerne leur territoire: 

(a) d'exclure la protection prevue 
au chiffre 1, lettre (b), de l'ar- 
ticle 1 er ; 

(b) d'exclure la protection prevue 
au chiffre 1, lettre (c), de l'ar- 
ticle 1 er , lorsque la communi- 
cation au public n'est pas 
faite contre paiement au sens 
de leur loi interne; 

(c) d'exclure la protection prevue 
au chiffre 1, lettre (d) r de l'ar- 
ticle 1 er , lorsqu'il y a fixation 
ou reproduction de cette fixa- 
tion pour un usage prive ou 
dans le seul but d'enseigne- 
ment; 

(d) d’exclure la protection prevue 
au chiffre 1, lettres (d) et (e), 
de l'article 1 er , lorsqu’il y a 
fixation d’images isolees ou 
reproduction d'une teile fixa- 
tion; 

(e) d'exclure de la protection pre- 
vue par l'Arrangement les 
emissions de television des 
organismes de radiodiffusion 
constitues sur leur territoire 
en conformite de leur loi ou 
effectuant des emissions sur 
ce territoire, lorsque ces emis- 
sions beneficient d'une pro- 
tection selon leur loi interne; 

(f) de limiter l application de 
l'Arrangement aux organis- 
mes de radiodiffusion qui, 
constitues sur le territoire 
d'une Partie ä l'Arrangement 
en conformite de la loi de 
celle-ci, effectuent des emis- 
sions sur le territoire de cette 
Partie. 

2. Les memes Parties ont la faculte 
de prevoir, en ce qui concerne leur 
territoire, des exceptions ä la protec- 
tion des emissions de television: 

(a) lorsque, ä l'occasion du comp- 
te rendu d'un evenement d’ac- 
tualite, il y a reemission, fixa- 
tion ou reproduction de la 
fixation, distribution par fil 
ou communication au public 
de courts fragments d'une 
emission constituant elle-mÖ- 
me tout ou partie de cet evä- 
nement; 


(b) lorsqu'il y a fixation ephe- 
mere d'emissions de televi- 
sion realisee par un organis- 
me de radiodiffusion par ses 
propres moyens et pour ses 
emissions. 


Artikel 3 

(1) Die Vertragsparteien sind be- 
rechtigt, mit der in Artikel 10 vorge- 
sehenen Erklärung für ihr Hoheitsge- 
biet: 

a) den in Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe b vorgesehenen 
Schutz auszuschließen; 

b) den in Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe c vorgesehenen 
Schutz auszuschließen, wenn 
die öffentliche Wiedergabe 
nicht gegen Entgelt im 
Sinne ihres innerstaatlichen 
Rechts erfolgt; 

c) den in Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe d vorgesehenen 
Schutz auszuschließen, wenn 
es sich um die Festlegung 
oder die Vervielfältigung die- 
ser Festlegung zum Privatge- 
brauch oder ausschließlich zu 
Unterrichtszwecken handelt; 

d) den in Artikel 1 Absatz 1 
Buchstaben d und e vorgese- 
henen Schutz auszuschließen, 
wenn es sich um die Festle- 
gung von Einzelbildern oder 
die Vervielfältigung einer 
solchen Festlegung handelt; 

e) Fernsehsendungen von Sende- 
unternehmen, die nach ihren 
Rechtsvorschriften in ihrem 
Hoheitsgebiet errichtet sind 
oder dort Sendungen durch- 
führen, von dem in diesem 
Abkommen vorgesehenen 
Schutz auszuschließen, wenn 
diese Sendungen auf Grund 
ihres innerstaatlichen Rechts 
Schutz genießen; 

f) die Anwendung dieses Ab- 
kommens auf Sendeunterneh- 
men zu beschränken, die im 
Hoheitsgebiet einer Vertrags- 
partei nach deren Rechtsvor- 
schriften errichtet sind und 
dort Sendungen durchführen. 

(2) Die genannten Parteien sind be- 
rechtigt, Ausnahmen von dem Schutz 
der Fernsehsendungen für ihr Hoheits- 
gebiet vorzusehen 

a) wenn es sich anläßlich der 
Berichterstattung über ein 
Tagesereignis um die Weiter- 
sendung, Festlegung oder 
Vervielfältigung einer Fest- 
legung, Übertragung durch 
Drahtfunk oder Öffentliche 
Wiedergabe kurzer Aus- 
schnitte einer Sendung han- 
delt, die selbst ganz oder 
teilweise Teil dieses Ereig- 
nisses ist; 

b) wenn es sich um die vorüber- 
gehende Festlegung von 
Fernsehsendungen handelt, 
die von einem Sendeunter- 
nehmen mit eigenen Mitteln 
für seine Sendungen vorge- 
nommen wird. 
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3. The aforesaid Parties may, in 
respect of their own territory, pro- 
vide for a body with jurisdiction 
over cases where the right of com- 
munication to the public referred to 
in sub-paragraph 1 (c) of Article 1 
has been unreasonably refused, or 
granted on unreasonable terms, by 
the broadcasting Organisation in 
which the said right vests. 


Article 4 

1. Fixations of a broadcast in which 
protection under this Agreement sub- 
sists, or still photographs thereof, as 
well as reproductions of such photo- 
graphs, made in a territory to which 
this Agreement does not apply and 
imported into the territory of a Party 
to this Agreement where they would 
be unlawful without the consent of 
the broadcasting Organisation in which 
the right vests, shall be liable to 
seizure in the latter territory. 

2. The provisions of the last pre- 
ceding paragraph shall apply to the 
importation into the territory of a 
Party to this Agreement of still photo- 
graphs of a broadcast in which pro- 
tection under this Agreement subsists 
and of reproductions of such photo- 
graphs, where such photographs or 
reproductions are made in the terri- 
tory of another Party to this Agree- 
ment by virtue of sub-paragraph 1 (d) 
or Article 3. 

3. Seizure shall be effected in ac- 
cordance with the domestic law of 
each Party to this Agreement. 

4. No Party to this Agreement shall 
be required to provide protection in 
respect of still photographs, or the 
reproduction of such photographs, of 
broadcasts made by a broadcasting 
Organisation constituted in the terri- 
tory and under the laws of another 
Party to this Agreement or transmit- 
ting from such territory, if the said 
other Party has availed itself of the 
reservation provided for in sub-para- 
graph 1 (d) of Article 3. 

Article 5 

The protection afforded by this 
Agreement shall apply both in re- 
lation to the visual element and in 
relation to the sound element of a 
television broadcast. It shall not af- 
fect the sound element when broad- 
cast separately. 

Article 6 

1. The protection provided for in 
Article 1 shall not affect any rights 
in respect of a television broadcast 
that may accrue to third parties, such 
as authors, performers, film makers, 
manufacturers of phonographic rec- 
ords or organisers of entertainments. 


3. Les memes Parties ont la faculte, 
en ce qui concerne leur territoire, de 
designer un organe qui pourra etre 
saisi des cas oü le droit de communi- 
cation au public vise au chiffre 1, let- 
tre (c), de l'article 1 er , aura ete refuse 
arbitrairement ou accorde ä des con- 
ditions excessives par l'organisme de 
radiodiffusion titulaire de ce droit. 


Article 4 

1. Les fixations d'une emission pro- 
tegöe par l'Arrangement ou d’une 
image isolee de celle-ci, ainsi que les 
reproductions de ces fixations, reali- 
sees sur un territoire auquel l'Arran- 
gement ne s'applique pas et importees 
dans le territoire d'une Partie ä l'Ar- 
rangement sur lequel elles seraient il- 
licites sans l'autorisation de l'organis- 
me de radiodiffusion titulaire du droit, 
pourront y etre saisies. 

2. La disposition de l'alinea prece- 
dent est applicable ä I'importation 
dans le territoire d'une Partie a l’Ar- 
rangement de fixations de l'image iso- 
16e d une emission protegee par l'Ar- 
rangement ainsi que de reproductions 
de ces fixations, lorsqu’elles sont rea- 
lisees sur le territoire d’une autre Par- 
tie ä l’Arrangement en vertu des dis- 
positions de l'alinea 1, lettre (d), de 
l’article 3. 

3. La saisie a lieu conformement ä 
la loi interne de chaque Partie ä 1’ Ar- 
rangement. 

4. Aucune Partie ä l'Arrangement 
n'est tenue de prevoir une protection 
contre la fixation d’images isolees, ni 
la reproduction de cette fixation, des 
emissions d'un organisme de radiodif- 
fusion constitue sur le territoire d’une 
autre Partie ä l'Arrangement en con- 
formite de la loi de celle-ci ou effec- 
tuant des emissions sur un tel terri- 
toire, lorsque cette autre Partie a fait 
usage de la reserve prevue ä l'alinea 
1, lettre (d), de l’article 3. 

Article 5 

La protection prevue par l'Arrange- 
ment s'applique a Demission de televi- 
sion, ä la fois dans son element vi- 
suel et dans son element sonore. Elle 
ne vise pas l'element sonore diffuse 
separement. 


Article 6 

1. La protection prevue ä l'article 
ler n'affecte aucun des droits pouvant 
exister au regard d'une emission de 
television au profit de tiers, notam- 
ment ceux des auteurs, artistes execu- 
tants ou interpretes, des producteurs 
de films ou de phonogrammes et des 
organisateurs de spectacles. 


(3) Die genannten Parteien sind be- 
rechtigt, für ihr Hoheitsgebiet eine 
Stelle zu bezeichnen, der die Fälle un- 
terbreitet werden können, in denen 
das in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c 
vorgesehene Recht der öffentlichen 
Wiedergabe von dem berechtigten 
Sendeunternehmen in willkürlicher 
Weise verweigert oder unter unange- 
messenen Bedingungen gewährt wor- 
den ist. 

Artikel 4 

(1) Festlegungen einer durch dieses 
Abkommen geschützten Sendung oder 
eines ihrer Einzelbilder sowie Verviel- 
fältigungen dieser Festlegungen, die in 
einem Hoheitsgebiet, auf welches das 
Abkommen nicht anwendbar ist, her- 
gestellt und in das Hoheitsgebiet einer 
Vertragspartei eingeführt werden, in 
dem sie ohne Erlaubnis des berechtig- 
ten Sendeunternehmens rechtswidrig 
wären, können dort beschlagnahmt 
werden. 

(2) Absatz 1 findet Anwendung, 
wenn Festlegungen von Einzelbildern 
einer durch dieses Abkommen ge- 
schützten Sendung sowie Vervielfäl- 
tigungen dieser Festlegungen, die im 
Hoheitsgebiet einer Vertragspartei 
auf Grund des Artikels 3 Absatz 1 
Buchstabe d hergestellt sind, in das 
Hoheitsgebiet einer anderen Vertrags- 
partei eingeführt werden. 


(3) Die Beschlagnahme erfolgt nach 
dem innerstaatlichen Recht jeder Ver- 
tragspartei. 

(4) Eine Vertragspartei ist nicht ver- 
pflichtet, einen Schutz gegen die Fest- 
legung von Einzelbildern oder gegen 
die Vervielfältigung dieser Festlegung 
aus Sendungen eines Sendeunterneh- 
mens vorzusehen, die im Hoheits- 
gebiet einer anderen Vertragspartei 
nach deren Rechtsvorschriften errichtet 
ist oder dort Sendungen durchführt, 
wenn die andere Partei von dem Vor- 
behalt des Artikels 3 Absatz 1 Buch- 
stabe d Gebrauch gemacht hat. 

Artikel 5 

Der durch dieses Abkommen vorge- 
sehene Schutz umfaßt die Fernsehsen- 
dung in ihrem Bild- und ihrem Ton- 
teil. Der getrennt gesendete Tonteil 
ist nicht geschützt. 


Artikel 6 

(1) Etwaige Rechte Dritter an Fern- 
sehsendungen, insbesondere Rechte 
der Urheber, aufführenden oder dar- 
stellenden Künstler, Hersteller von 
Filmen oder Tonträgern und Veran- 
stalter, werden durch den in Artikel 1 
vorgesehenen Schutz nicht berührt. 
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2. It shall likewise be without pre- 
judice to any protection of television 
broadcasts that may be accorded 
apart from this Agreement. 

Arlicle 7 

1. This Agreement shall be open to 
signature by the Members of the 
Council of Europe, who may become 
Parties to it either by 

(a) signature without reservation in 
respect of ratification; or 

(b) signature with reservation in 
respect of ratification, followed 
by the deposit of an instrument 
of ratification. 

2. Instruments of ratification shall 
be deposited with the Secretary- 
General of the Council of Europe. 


A r t i c 1 e 8 

1. This Agreement shall enter into 
force one month after the date on 
which three Members of the Council 
of Europe shall, in accordance with 
Article 7 thereof, have signed it with- 
out reservation in respect of ratifi- 
cation or shall have ratified it. 

2. In the case of any Member of 
the Council of Europe who shall sub- 
sequently sign the Agreement with- 
out reservation in respect of ratifi- 
cation or who shall ratify it, the 
Agreement shall enter into force one 
month after the date of such signature 
or deposit of the insrument of ratifi- 
cation. 

Article 9 

1. After this Agreement has come 
into force, any European Government 
which is not a Member of the Council 
of Europe or any non-European Gov- 
ernment having political ties with a 
Member of the Council of Europe may 
accede to it, subject to the prior 
approval of the Committee of Min- 
isters of the Council of Europe. 

2. Such accession shall be effected 
by the deposit of an instrument of 
accession with the Secretary-General 
of the Council of Europe and shall 
take effect one month after the date 
of deposit. 

Article 10 

Signature, ratification or accession 
shall imply full acceptance of all the 
provisions of this Agreement; pro- 
vided always that any country may 
declare, at the time of signature or 
of deposit of its instrument of ratifi- 
cation or accession, that it intends 
to avail itself of one or more of the 
options in paragraph 1 of Article 3 
above. 


2. Elle laisse egalement intacte la 
protection des emissions de television 
resultant d’autres sources de droit. 


Article 7 

1. L’Arrangement est ouvert a la 
signature des Membres du Conseil de 
l'Europe, qui peuvent y devenir Par- 
ties: 

(a) par la signature sans reserve 
de ratification; ou 

(b) par la signature sous reserve 
de ratification suivie du depöt 
d'un instrument de ratification 


2. Les instruments de ratification se- 
ront deposes pres le Secretaire Gene- 
ral du Conseil de l'Europe. 


Article 8 

1. L'Arrangement entrera en vigueur 
un mois apres la date ä laquelle trois 
Membres du Conseil de l’Europe au- 
ront, conformement aux dispositions 
de 1* article 7, signe l'Arrangement sans 
reserve de ratification ou l'auront 
ratifie. 

2. Pour tout Membre qui, ulterieure- 
ment, signera l'Arrangement sans re- 
serve de ratification ou le ratifiera, 
l'Arrangement entrera en vigueur un 
mois apres la date de la signature ou 
du depöt de l'instrument de ratifica- 
tion. 


Article 9 

1. Apres l'entree en vigueur de l'Ar- 
rangement, tout gouvernement euro- 
peen non Membre du Conseil de l’Eu- 
rope ou tout gouvernement d'un pays 
non europeen ayant des liens politi- 
ques avec un Membre du Conseil 
pourra y adherer avec l'accord pre- 
alable du Comite des Ministres du 
Conseil de l’Europe. 

2. L'adhesion s'effectuera par le de- 
pöt, pres le Secretaire General du 
Conseil de l’Europe, d'un instrument 
d’adhesion qui prendra effet un mois 
apres la date du depöt. 


Article 10 

La signature, la ratification ou l ad- 
hesion emportera de plein droit l'ac- 
ceptation de toutes les dispositions de 
l’Arrangement. Chaque Partie devra 
specifier, au moment de la signature 
ou du depöt de l'instrument de ratifi- 
cation ou d'adhesion, quelles sont les 
reserves prevues ä l’alinea 1 de l’ar- 
ticle 3 dont eile entend faire usage. 


(2) Der Schutz von Fernsehsendun- 
gen nach anderen Rechtsvorschriften 
bleibt gleichfalls unberührt. 


Artikel 7 

(1) Dieses Abkommen liegt zur Un- 
terzeichnung dur h die Mitglieder des 
Europarats auf; sie können Vertrags- 
partei werden, 

a) indem sie die Vereinbarung 
ohne Vorbehalt der Ratifika- 
tion unterzeichnen; 

b) indem sie die Vereinbarung 
unter Vorbehalt der Ratifika- 
tion unterzeichnen und da- 
nach ihre Ratifikationsur- 
kunde hinterlegen. 

(2) Die Ratifikationsurkunden sind 
beim Generalsekretär des Europarats 
zu hinterlegen. 


Artikel 8 

(1) Dieses Abkommen tritt einen 
Monat nach dem Tag in Kraft, an 
dem drei Mitglieder des Europarats 
es gemäß Artikel 7 ohne Vorbehalt 
der Ratifikation unterzeichnet oder 
es ratifiziert haben. 

(2) Für jedes Mitglied, das in der 
Folgezeit das Abkommen ohne Vor- 
behalt der Ratifikation unterzeichnet 
oder es ratifiziert, tritt es einen Mo 
nat nach seiner Unterzeichnung oder 
nach Hinterlegung der Ratifikations- 
urkunde in Kraft. 


Artikel 9 

(1) Nach Inkrafttreten dieses Ab- 
kommens kann jede europäische Re- 
gierung, die nicht Mitglied des Euro- 
parats ist, und jede Regierung eines 
nichteuropäischen Staates mit politi- 
schen Bindungen zu einem Mitglied 
des Europarats nach Zustimmung des 
Ministerkomitees des Europarats dem 
Abkommen bei treten 

(2) Der Beitritt erfolgt durch Hinter- 
legung einer Beitrittsurkunde beim 
Generalsekretär des Europarats; der 
Beitritt wird einen Monat nach der 
Hinterlegung wirksam. 


Artikel 10 

Die Unterzeichnung, die Ratifikation 
oder der Beitritt schließt ohne weite- 
res die Annahme aller Bestimmungen 
dieses Abkommens ein. Jede Partei 
kann jedoch im Zeitpunkt der Unter- 
zeichnung oder der Hinterlegung der 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
erklären, von welchen der in Artikel 3 
Absatz 1 vorgesehenen Vorbehalten 
sie Gebrauch machen will. 
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Article 11 

The Secretary-General of the Coun- 
cil of Europe shall notify Members 
of the Council, the Governments of 
any countries whidi may have ac- 
ceded to this Agreement and the 
Director of the Bureau of the Inter- 
national Union for the Protection of 
Literary and Artistic Works: 

(a) of any signatures, together with 
any reservations as to ratifi- 
cation, of the deposit of instru- 
ments of ratification and of the 
date of entry into force of this 
Agreement; 

(b) of the deposit of any Instru- 
ments of accession in accord- 
ance with Article 9; 

(c) of any declaration or notification 
received in accordance with 
Articles 12, 13 or 14; 

(d) of any decision of the Com- 
mittee of Ministers taken in 
pursuance of paragraph 2 of Ar- 
ticle 12. 

Article 12 

1. This Agreement shall apply to 
the metropolitan territories of the 
Parties. 

2. Any Party may, at the time of 
signature, of the deposit of its instru- 
ment of ratification or accession, or 
at any later date, declare by notice 
addressed to the Secretary-General of 
the Council of Europe that this Agree- 
ment shall extend to any or all of 
the territories for whose international 
relations it is responsible. 

3. Any Government which has made 
a declaration under paragraph 2 of 
this Article extending this Agreement 
to any territory for whose interna- 
tional relations it is responsible may 
denounce the Agreement separately 
in respect of that territory in accord- 
ance with Article 14 thereof. 

Article 13 

1. This Agreement shall cease to 
be effective, except in regard to 
fixations already made, at such time 
as a Convention on "neighbouring 
rights", including the protection of 
television broadcasts and open to 
European countries, amongst others, 
shall have entered into force for at 
least a majori ty of the Members of 
the Council of Europe that are them- 
selves Parties to the Agreement. 

2. The Committee of Ministers of 
the Council of Europe shall at the 
appropriate time declare that the con- 
ditions laid down in the preceding 
paragraph have been fulfilled, there- 
by entailing the termination of this 
Agreement. 


Article 11 

Le Secretaire General du Conseil de 
l'Europe notifiera aux Membres du 
Conseil, aux gouvernements des pays 
qui auront adhere ä l’Arrangement 
ainsi qu’au Directeur du Bureau de 
l'Union internationale pour la protec- 
tion des oeuvres litteraires et artisti- 
ques: 

(a) toute signature avec les reserves 
eventuelles de ratification, le 
depöt de tout instrument de rati- 
fication et la date de l’entree en 
vigueur de l'Arrangement; 

(b) le depöt de tout instrument d'ad- 
hesion effectue en application 
des dispositions de l'article 9; 

(c) toute declaration et toute notifi- 
cation recues en application des 
dispositions des articles 12, 13 
ou 14; 

(d) toute decision du Comite des 
Ministres intervenue en applica- 
tion de l'alinea 2 de l’article 13. 


Article 12 

1. L'Arrangement s’applique aux ter- 
ritoires metropolitains des Parties. 

2. Toute Partie peut, au moment de 
la signature, du depöt de son instru- 
ment de ratification ou d adhesion, ou 
a tout autre moment par la suite, de- 
clarer, par notification adressee au Se- 
cretaire General du Conseil de l’Eu- 
rope, que l’Arrangement s'appliquera 
ä l’ensemble ou a Tun des territoires 
dont eile assure les relations interna- 
tionales. 

3. Tout gouvernement qui, en vertu 
de l’alinea 2 du present article, aura 
fait une declaration etendant l’appli- 
cation de l’Arrangement a un terri- 
toire dont il assure les relations inter- 
nationales, peut denoncer l'Arrange- 
ment separement pour ce territoire, 
conformement ä l'article 14 ci-dessous. 


Article 13 

1. L'Arrangement cessera de deplo- 
yer ses effets, exceptö en ce qui con- 
cerne les fixations dejä realisees, lors- 
qu’une convention sur les droits dits 
« voisins », comportant une protection 
des emissions de television et ouverte, 
entre autres, aux pays europeens, sera 
entree en vigueur ä l'egard d'au moins 
la majorite des Membres du Conseil 
de l’Europe et Parties a l'Arrangement. 

2. Le Comite des Ministres du Con- 
seil de l'Europe constatera en temps 
voulu l’accomplissement des condi- 
tions prevues ä l’alinea precödent pour 
la cessation des effets de l’Arrange- 
ment. 


Artikel 11 

Der Generalsekretär des Europa- 
rats notifiziert den Mitgliedern des 
Rates, den Regierungen der Staaten, 
die diesem Abkommen beigetreten 
sind, sowie dem Direktor des Büros 
des Internationalen Verbandes zum 
Schutze von Werken der Literatur 
und Kunst: 

a) jede mit dem etwaigen Vorbe- 
halt der Ratifikation erfolgte 
Unterzeichnung, jede Hinter- 
legung einer Ratifikationsurkun- 
de sowie den Zeitpunkt des In- 
krafttretens des Abkommens; 

b) jede gemäß Artikel 9 erfolgte 
Hinterlegung einer Beitritts- 
urkunde; 

c) jede Erklärung und jede Anzeige, 
die er auf Grund der Artikel 12, 
13 und 14 erhalten hat; 

d) jede gemäß Artikel 13 Absatz 2 
getroffene Entscheidung des Mi- 
nisterkomitees. 


Artikel 12 

(1) Dieses Abkommen findet auf 
das Mutterland der Parteien Anwen- 
dung. 

(2) Jede Partei kann im Zeitpunkt 
der Unterzeichnung, der Hinterlegung 
ihrer Ratifikations- oder Beitritts- 
urkunde oder jederzeit später durch 
eine an den Generalsekretär des 
Europarats gerichtete Anzeige er- 
klären, daß dieses Abkommen auf 
einzelne oder alle Hoheitsgebiete An- 
wendung findet, deren internationale 
Beziehungen sie wahrnimmt. 

(3) Jede Regierung, die gemäß Ab- 
satz 2 eine Erklärung abgegeben hat, 
mit der die Anwendung dieses Ab- 
kommens auf ein Hoheitsgebiet er- 
streckt wird, dessen internationale Be- 
ziehungen sie wahrnimmt, kann das 
Abkommen nach Artikel 14 für dieses 
Hoheitsgebiet gesondert kündigen. 

Artikel 13 

(1) Dieses Abkommen tritt außer 
Kraft, wenn ein Übereinkommen über 
die sogenannten „verwandten Schutz- 
rechte", das einen Schutz der Fernseh- 
sendungen vorsieht und auch den 
europäischen Staaten offensteht, für 
die Mehrheit der Mitglieder des Eu- 
roparats, die Vertragsparteien des Ab- 
kommens sind, in Kraft getreten ist; 
dies gilt nicht für die bereits herge- 
stellten Festlegungen. 

(2) Das Ministerkomitee des Euro- 
parats stellt zu gegebener Zeit fest, 
ob die in Absatz 1 genannten Voraus- 
setzungen für das Außerkrafttreten 
dieses Abkommens erfüllt sind. 
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Article 14 

Any Contracting Party may de- 
nounce this Agreement by giving one 
year’s notice to that effect to the 
Secretary-General of the Council of 
Europe. 

IN WITNESS WHEREOF, the under- 
signed, being duly authorised there- 
to ( have signed this Agreement. 


DONE at Strasbourg, this 22nd 
day of June, I960, in English and 
French, both texts being equally au- 
thoritative, in a single copy, which 
shall remain in the archives of the 
Council of Europe and of which the 
Secretary-Gpn^ral shall send certified 
copies to each of the signatory and 
acceding Governments and to the Di- 
rector of the Bureau of the Inter- 
national Union for the Protection of 
Literary and Artistic Works. 


For the GOVERNMENT OF THE 
REPUBLIC OF AUSTRIA: 


For the GOVERNMENT OF THE 
KINGDOM OF BELGIUM; 
with reservation in respect 
of ratification: 


For the GOVERNMENT OF THE 
KINGDOM OF DENMARK; 
with reservation in respect 
of ratification: 


For the GOVERNMENT OF THE 
FRENCH REPUBLIC: 


> For the GOVERNMENT OF THE 
FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY: 

with reservation in respect 
of ratification: 

For the GOVERNMENT OF THE 
KINGDOM OF GREECE: 
with reservation in respect 
of ratification: 


For the GOVERNMENT OF THE 
ICELANDIC REPUBLIC: 

For the GOVERNMENT OF 
IRELAND: 

with reservation in respect 
of ratification: 
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Article 14 

Toute Partie pourra mettre fin, en 
ce qui la concerne, ä l'Arrangement 
en donnant un preavis d’un an notifie 
ä cet effet au Secretaire General du 
Conseil de l’Europe. 

EN FOI DE QUOI, les soussignes, 
düment autorises ä cet effet, ont signe 
le present Arrangement. 

FAIT ä Strasbourg, le 22 juin 1960, 
en francais et en anglais, les deux 
textes faisant egalement foi, en an 
seul exemplaire, qui sera depose dans 
les archives du Conseil de l’Europe. 
Le Secretaire General en communi- 
quera des copies certifiees conformes 
ä tous les Gouvernements signataires 
et adherents, ainsi qu'au Directeur du 
Bureau de l'Union internationale pour 
la protection des oeuvres litteraires et 
artistiques. 

Pour le 

GOUVERNEMENT DE LA 
RFPUBLIQUE D'AUTRICHE: 


Pour le 

GOUVERNEMENT DU 
ROYAUME DE BELGIQUE: 
sous reserve de ratification: 


Pcur le 

GOUVERNEMENT DU 
ROYAUME DE DÄNEMARK: 
sous reserve de ratification: 

V. U. Hammershaimb 

Pour le GOUVERNEMENT DE LA 
REPUBLTQUE FRANCHISE: 

Lecompte Boinet 

Pour le GOUVERNEMENT DE LA 
REPUBLIQUE FEDERALE 
DALLEMAGNE: 
sous reserve de ratification: 

Pour le GOUVERNEMENT DU 
ROYAUME DE GRECE: 
sous reserve de ratification: 

N. Cambalouris 

Pour le GOUVERNEMENT DE LA 
REPUBLIQUE ISLANDAISE: 

Pour le 

GOUVERNEMENT D'IRLANDE: 
sous reserve de ratification 


Artikel 14 

Jede Vertragspartei kann unter Ein- 
haltung einer Kündigungsfrist von 
einem Jahr durch eine an den Gene- 
ralsekretär des Europarats gerichtete 
Anzeige dieses Abkommen kündigen. 

ZU URKUND dessen haben die 
hierzu gehörig befugten Unterzeich- 
neten dieses Abkommen unterschrie- 
ben. 

GESCHEHEN zu Straßburg am 
22. Juni 1960 in englischer und fran- 
zösischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist, in 
einer Urschrift, die im Archiv des 
Europarats hinterlegt wird. Der Ge- 
neralsekretär übermittelt allen Unter- 
zeichnerregierungen und beitretenden 
Regierungen sowie dem Direktor des 
Büros des Internationalen Verbandes 
zum Schutze von Werken der Litera- 
tur und Kunst beglaubigte Abschriften. 


Für die REGIERUNG DER 
REPUBLIK ÖSTERREICH: 

Für die REGIERUNG DES 
KÖNIGREICHS BELGIEN: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Für die REGIERUNG DES 
KÖNIGREICHS DÄNEMARK: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Für die REGIERUNG DER 
FRANZÖSISCHEN REPUBLIK: 


Für die REGIERUNG DER 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Für die REGIERUNG DES 
KÖNIGREICHS GRIECHENLAND: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Für die REGIERUNG DER 
ISLÄNDISCHEN REPUBLIK: 

Für die REGIERUNG VON IRLAND: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Thomas Woods 
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For the GOVERNMENT OF THE 
IT ALI AN REPUBLIC: 
with reservation in respect 
of ratification: 


For the GOVERNMENT OF THE 
GRAND DUCHY OF LUXEMBOURG: 
with reservation in respect 
of ratification: 

For the GOVERNMENT OF THE 
KINGDOM OF THE NETHERLANDS: 

For the GOVERNMENT OF THE 
KINGDOM OF NORWAY: 

For the GOVERNMENT OF THE 
KINGDOM OF SWEDEN: 
with reservation in respect 
of ratification: 

For the GOVERNMENT OF THE 
TURKISH REPUBLIC: 
with reservation in respect 
of ratification: 


For the GOVERNMENT OF THE 
UNITED KINGDOM OF GREAT 
BRITAIN AND NORTHERN IRELAND: 

with reservation in respect 
of ratification: 


Pour le GOUVERNEMENT DE LA 
REPUBLIQUE ITALIENNE: 
sous reserve de ratification: 


Bombassei de Vettor 


Pour le GOUVERNEMENT DU 
GRAND DUCHE DE LUXEMBOURG: 
sous reserve de ratification: 


Pour le GOUVERNEMENT DU 
ROYAUME DES PAYS-BAS: 

Pour le GOUVERNEMENT DU 
ROYAUME DE NORVEGE: 

Pour le GOUVERNEMENT DU 
ROYAUME DE SUfcDE 
sous reserve de ratification: 


Pour le GOUVERNEMENT DE LA 
REPUBLIQUE TURQUE: 
sous reserve de ratification: 


M. Borovali 


Pour le GOUVERNEMENT DU 
ROYAUME-UNI DE 
GRANDE-BRETAGNE 
ET D'IRLANDE DU NORD: 
sous reserve de ratification: 


Für die REGIERUNG DER 
ITALIENISCHEN REPUBLIK: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Für die REGIERUNG DES 
GROSSHERZOGTUMS LUXEMBURG: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Für die REGIERUNG DES 
KÖNIGREICHS DER NIEDERLANDE: 

Für die REGIERUNG DES 
KÖNIGREICHS NORWEGEN: 

Für die REGIERUNG DES 
KÖNIGREICHS SCHWEDEN: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Für die REGIERUNG DER 
TÜRKISCHEN REPUBLIK: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Für die REGIERUNG DES 
VEREINIGTEN KÖNIGREICHS 
GROSSBRITANNIEN 
UND NORDIRLAND: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 
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Denkschrift 


Beim Programmaustausch zwischen den Fernseh- 
sendeunternehmen der europäischen Staaten haben 
sich dadurch Schwierigkeiten ergeben, daß die Sen- 
deunternehmen gegen eine Verwertung ihrer 
Sendungen durch Dritte keinen ausreichenden Schutz 
genießen. Insbesondere können sie in vielen Staaten 
nicht verbieten, daß ihre Fernsehsendungen in 
Fernsehstuben und Lichtspieltheatern öffentlich ge- 
zeigt werden. Infolgedessen haben Veranstalter von 
Sportfesten, Theateraufführungen usw. die Erlaub- 
nis zur Fernsehübertragung dieser Veranstaltungen 
verweigert, weil sie eine Benachteiligung ihrer Ein- 
nahmen aus dem Verkauf von Eintrittskarten be- 
fürchteten, wenn die Veranstaltungen in Fernseh- 
stuben und Lichtspieltheatern von einem großen 
Personenkreis miterlebt werden könnten. 

Die Frage, wie diese Schwierigkeiten beseitigt wer- 
den könnten, ist von einem durch den Europarat 
eingesetzten Sachverständigenausschuß, dem auch 
ein Vertreter der Bundesrepublik angehört hat, 
geprüft worden. Der Ausschuß hat den Entwurf 
eines Europäischen Abkommens zum Schutz von 
Fernsehsendungen ausgearbeitet, das für die Fern- 
sehsendeunternehmen der Vertragsparteien einen 
Schutz gegen die Verwertung ihrer Sendungen durch 
Dritte vorsieht. Das Abkommen ist am 22. Juni 1960 
von Frankreich ohne Vorbehalt der Ratifikation und 
von Dänemark, Griechenland, Irland, Italien und 
der Türkei mit Vorbehalt der Ratifikation unter- 
zeichnet worden. Nachträglich haben die Bundes- 
republik am 11. Juli 1960, Großbritannien am 13. 
Juli I960, Schweden am 3. August 1960 sowie 
Belgien und Luxemburg am 13. September 1960 mit 
Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet. Der Ver- 
treter der Bundesrepublik hat bei der Unterzeich- 
nung erklärt: 

„Die Bundesrepublik Deutschland kann das Ab- 
kommen erst ratifizieren, wenn die Reform des 
deutschen Urheberrechts beendet sein wird. 
Ferner wird die Bundesrepublik anläßlich der 
Ratifizierung einige der in Artikel 3 des Ab- 
kommens vorgesehenen Vorbehalte für sich in 
Anspruch nehmen." 

Am 9. März 1961 hat Großbritannien das Abkommen 
ratifiziert, während Schweden seine Ratifikations- 
urkunde am 31. Mai 1961 hinterlegt hat. Das Ab- 
kommen ist nunmehr am l.Juli 1961 nach seinem 
Artikel 8 Abs. 1 zwischen Frankreich, Großbritannien 
und Schweden in Kraft getreten. 

Das Europäische Abkommen zum Schutz von Fern- 
sehsendungen soll nur eine Zwischenlösung der 
oben bezeichneten Probleme darstellen. Die Mög- 
lichkeiten des internationalen Schutzes der Sende- 
unternehmen sind vom Internationalen Verband 
zum Schutze von Werken der Literatur und Kunst, 
der UNESCO und der Internationalen Arbeitsorga- 
nisation schon seit längerer Zeit geprüft worden. 
Diese Organisationen verfolgen das Ziel, ein um- 
fassendes Abkommen zum Schutze der sog. ver- 
wandten Schutzrechte, d. h. zum Schutz der aus- 


übenden Künstler, der Hersteller von Schallplatten 
und der Sendeunternehmen zustande zu bringen. Zu 
diesem Zweck sind von Sachverständigenausschüssen 
bereits mehrere Entwürfe eines solchen internatio- 
nalen Abkommens ausgearbeitet worden. Der letzte 
Entwurf, der von einem Sachverständigenausschuß 
vom 9. bis 20. Mai 1960 im Haag aufgestellt wor- 
den ist, soll in einer diplomatischen Konferenz 
abschließend behandelt werden, die vom 10. bis 26. 
Oktober 1961 in Rom stattfinden wird. Bis zum In- 
krafttreten dieses Abkommens werden, wenn es 
zustande kommt, noch mehrere Jahre vergehen. Das 
Europäische Abkommen soll bis zu diesem Zeit- 
punkt den internationalen Schutz der Fernsehsen- 
dungen gewährleisten. Es soll nach seinem Artikel 13 
außer Kraft treten, wenn das umfassende Abkom- 
men für die Mehrheit der Mitglieder des Europarats, 
die Vertragspartei des Europäischen Abkommens 
sind, in Kraft getreten ist. 

Im Zuge der deutschen Urheberrechtsreform soll 
eine dem Europäischen Abkommen zum Schutz von 
Fernsehsendungen entsprechende Regelung der 
Rechte der Fernsehunternehmen getroffen werden 
(vgl. § 97 des gleichzeitig vorgelegten Entwurfs eines 
Urheberrechtsgesetzes). Es bestehen daher keine 
rechtlichen Bedenken, daß die Bundesrepublik das 
Abkommen ratifiziert, wenn das neue Urheber- 
rechtsgesetz in Kraft getreten ist. Die deutschen 
Fernsehunternehmen werden dadurch die Möglich- 
keit erhalten, die im Abkommen vorgesehenen 
Rechte im Gebiet der anderen Vertragsparteien in 
Anspruch zu nehmen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Abkommens 
ist folgendes zu bemerken: 

Zu Artikel 1 

Absatz 1 legt fest, welche Sendeunternehmen den 
Schutz nach dem Abkommen genießen. Es ist her- 
vorzuheben, daß die Unternehmen danach die 
Rechte im Hoheitsgebiet aller Vertragsparteien ge- 
nießen, also auch im Hoheitsgebiet der Vertrags- 
partei, nach deren Rechtsvorschriften sie errichtet 
sind oder in deren Gebiet sie Sendungen durch- 
führen. 

Absatz 1 regelt ferner den Umfang der durch das 
Abkommen gewährten Rechte. Die Sendeunterneh- 
men haben danach das Recht, zu erlauben oder zu 
verbieten: 

a) die Weitersendung ihrer Sendungen. Dieses Recht 
ist auch im Entwurf eines Urheberrechtsgesetzes 
vorgesehen (§ 97 Abs. 1 Nr. 1); 

b) die öffentliche Übertragung ihrer Sendungen 
durch Drahtfunk (z. B. die Übermittlung der 
Sendungen über die Telefonleitungen einer Stadt 
an die Fernsprechteilnehmer). Auch dieses Recht 
soll den Sendeunternehmen nach dem Entwurf 
eines Urheberrechtsgesetzes gewährt werden 
(§ 97 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 20); 
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c) die öffentliche Wiedergabe ihrer Sendungen 
mittels Bildschirms und Lautsprechers (z. B. in 
Gaststätten, Fernsehstuben und Lichtspiel- 
theatern). Nach § 97 Abs. 1 Nr. 3 des Entwurfs 
eines Urheberrechtsgesetzes sollen die Sende- 
unternehmen dieses Recht nur dann haben, wenn 
die öffentliche Wiedergabe an Stellen stattfindet, 
die der Öffentlichkeit nur gegen Zahlung eines 
Eintrittsgeldes zugänglich sind. Nach Artikel 3 
Abs. 1 Buchstabe b kann jedoch eine Vertrags- 
partei diesen Schutz gegen öffentliche Wieder- 
gabe insoweit ausschließen, als die öffentliche 
Wiedergabe nicht gegen Entgelt im Sinne ihres 
innerstaatlichen Rechts erfolgt. Die Bundesrepu- 
blik muß daher bei der Ratifikation einen 
entsprechenden Vorbehalt machen, um das inner- 
deutsche Recht mit dem Abkommen in Einklang 
zu bringen (vgl. Artikel 2 Abs. 1 des Entwurfs 
des Zustimmungsgesetzes); 

d) jede Festlegung ihrer Sendungen oder der Einzel- 
bilder dieser Sendungen sowie jede Verviel- 
fältigung einer solchen Festlegung. Es soll also 
z. B. ohne Zustimmung der Sendeunternehmen 
unzulässig sein, die auf dem Bildschirm sicht- 
bare Fernsehsendung mit einem Film- oder Foto- 
apparat aufzunehmen. Entsprechende Rechte sind 
für die Sendeunternehmen auch in dem Entwurf 
eines Urheberrechtsgesetzes vorgesehen, jedoch 
soll die Zustimmung der Sendeunternehmen nur 
gegenüber solchen Aufnahmen und Vervielfälti- 
gungen nötig sein, die zu Erwerbszwecken 
vorgenommen werden, d. h. Aufnahmen zum 
Privatgebrauch oder zu Unterrichtszwecken sol- 
len frei zulässig sein (§ 97 Abs. 1 Nr. 2). Um 
Übereinstimmung zwischen dem innerdeutschen 
Recht und dem Abkommen herzustellen, muß 
die Bundesrepublik daher von dem in Artikel 3 
Abs. 1 Buchstabe c vorgesehenen entsprechenden 
Vorbehalt Gebrauch machen (vgl. Artikel 2 Abs. 1 
des Entwurfs des Zustimmungsgesetzes); 

e) die Weiter Sendung, Übertragung durch Draht- 
funk oder öffentliche Wiedergabe ihrer auf Film 
oder Magnetband aufgenommenen Fernsehsen- 
dungen, sofern sie nicht den öffentlichen Ver- 
kauf dieser Filme oder Magnetbänder gestattet 
hat. Nach dem Entwurf eines Urheberrechtsge- 
setzes ist die Verwendung der Aufnahme einer 
Fernsehsendung in gleicher Weise der Zustim- 
mung des Sendeunternehmens unterworfen wie 
die Verwendung der Sendung selbst (§ 97 Abs. 1 
Nr. 1 und 3). 

Absatz 2 verpflichtet eine Vertragspartei, die in 
ihrem Gebiet nach nationalem Recht ihren eigenen 
Sendeunternehmen einen weitergehenden Schutz 
gewährt, als er nach dem Abkommen vorgesehen 
ist, diesen weitergehenden Schutz auch den aus- 
ländischen Sendeunternehmen zu gewähren. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 regelt die Dauer des Schutzes der Fern- 
sehsendungen. 

Nach Absatz 2 braucht eine Vertragspartei, die nach 
nationalem Recht einen längeren Schutz vorsieht 
als nach dem Abkommen, den Sendeunternehmen 
einer anderen Vertragspartei diesen längeren Schutz 


nur insoweit zu gewähren, als ihn die andere Partei 
selbst gewährt. Es empfiehlt sich, daß auch die Bun- 
desrepublik von dieser Möglichkeit Gebrauch macht 
(vgl. Artikel 3 Abs. 1 des Entwurfs des Zustim- 
mungsgesetzes). 

Zu Artikel 3 

Nach Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 10 sind 
die Vertragsparteien berechtigt, bei der Ratifikation 
des Abkommens einige Vorbehalte zu machen. Für 
die Bundesrepublik kommt außer den schon er- 
wähnten Vorbehalten nach Absatz 1 Buchstaben b 
und c der Vorbehalt nach Buchstabe e in Betracht, 
der es einer Vertragspartei ermöglicht, die eigenen 
Sendeunternehmen von dem im Abkommen vor- 
gesehenen Schutz auszuschließen, wenn der Schutz 
nach nationalem Gesetz gewährleistet ist. Es 
empfiehlt sich, von diesem Vorbehalt Gebrauch zu 
machen, weil sich dann der Schutz ausschließlich 
nach dem Urheberrechtsgesetz richtet und die Bun- 
desrepublik hinsichtlich der Ausgestaltung dieses 
Schutzes durch das Abkommen nicht gebunden ist. 
Die nach § 138 Abs. 1 und 2 des Entwurfs eines Ur- 
heberrechtsgesetzes geschützten Sendeunternehmen 
sollen daher von dem Schutz nach dem Abkommen 
ausgeschlossen sein (vgl. Artikel 2 Abs. 1 des Ent- 
wurfs des Zustimmungsgesetzes). 

Absatz 2 berechtigt die Vertragsparteien, ohne daß 
es dazu eines Vorbehalts bedürfte, bestimmte Aus- 
nahmen von dem Schutz der Fernsehsendungen für 
ihr Gebiet vorzusehen. Die dort vorgesehenen 
Ausnahmen entsprechen ähnlichen Ausnahmen vom 
Recht des Urhebers nach der Brüsseler Fassung der 
Berner Übereinkunft zum Schutze von Werken der 
Literatur und Kunst (Artikel 10 und Artikel 1 1 bis 
Abs. 3 Satz 2). Entsprechende Bestimmungen finden 
sich auch im Entwurf eines Urheberrechtsgesetzes 
in §§ 50 und 56, die nach § 97 Abs. 3 auf den Schutz 
der Fernsehsendungen sinngemäß anzuwenden sind. 
Es empfiehlt sich daher, von der vorgesehenen 
Möglichkeit Gebrauch zu machen (vgl. Artikel 2 
Abs. 2 des Entwurfs des Zustimmungsgesetzes). 

Absatz 3 bezieht sich auf Fälle, in denen ein Sende- 
unternehmen einem Dritten die Erlaubnis zur Öffent- 
lichen Wiedergabe seiner Fernsehsendungen in will- 
kürlicher Weise verweigert oder nur unter unange- 
messenen Bedingungen gewährt. Jede Partei soll 
das Recht haben, für ihr Gebiet eine Stelle zu be- 
zeichnen, die solche Fälle entscheidet. 

Zu Artikel 4 

Nach den Absätzen 1 und 2 können Aufnahmen von 
Fernsehsendungen auf Film oder Magnetband, die 
von einem Gebiet, in dem sie erlaubt sind, in das 
Gebiet einer Vertragspartei eingeführt werden, in 
dem sie nicht erlaubt sind, dort beschlagnahmt 
werden. Ob die Beschlagnahme im Zivil-, Straf- oder 
Verwaltungsverfahren durchzuführen ist, ist im Ab- 
kommen nicht geregelt. Die Regelung erfolgt gemäß 
Absatz 3 nach dem innerstaatlichen Recht jeder Ver- 
tragspartei. 

Absatz 4 sieht vor, daß eine Vertragspartei nicht 
verpflichtet ist, im Verhältnis zu einer anderen Ver- 
tragspartei, die von dem Vorbehalt des Artikels 3 
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Abs. 1 Buchstabe d Gebrauch gemacht hat, also den 
nach Artikel 1 Abs. 1 Buchstaben d und e vorgesehe- 
nen Schutz nicht gewährt, ihrerseits einen solchen 
Schutz zu gewähren. Von dieser Möglichkeit sollte 
auch die Bundesrepublik Gebrauch machen (vgl. 
Artikel 3 Abs. 2 des Entwurfs des Zustimmungs- 
gesetzes). 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 stellt klar, daß der durch das Abkommen 
vorgesehene Schutz die Fernsehsendung in ihrer 
Gesamtheit erfaßt, also einheitlich in ihrem Bild- 
und ihrem Tonteil. Nur der getrennt gesendete Ton- 
teil ist nicht geschützt. 

Zu Artikel 6 

In Absatz 1 ist klargestellt, daß der nach dem 
Abkommen gewährte Schutz die Rechte Dritter, ins- 
besondere also der Urheber, nicht berührt. 

Absatz 2 läßt den Schutz der Fernsehsendungen 
nach anderen Vorschriften, also z. B. nach den Vor- 
schriften über den unlauteren Wettbewerb, gleich- 
falls unberührt. 

ZuArtikel7 

Artikel 7 regelt die Unterzeichnung und die Ratifi- 
kation des Abkommens. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 bestimmt, wann das Abkommen in Kraft 
tritt. Es genügt dazu, daß drei Mitglieder des 
Europarats es ohne Vorbehalt der Ratifikation 
unterzeichnet oder es ratifiziert haben. Wie oben 
dargelegt, ist dieser Fall inzwischen eingetreten. 

Absatz 2 regelt das Inkrafttreten für Staaten, die 
das Abkommen nach seinem Inkrafttreten ratifi- 
zieren. 

Zu Artikel 9 

Nach Absatz 1 können auch europäische Regierun- 
gen, die nicht Mitglied des Europarats sind, dem 
Abkommen nach seinem Inkrafttreten beitreten. 


Ebenso können die Regierungen nichteuropäischer 
Staaten beitreten, die mit einem Mitglied des 
Europarats politisch verbunden sind. Es ist hierbei 
insbesondere an politische Zusammenschlüsse wie 
das Commonwealth und die Französische Union 
gedacht. In allen diesen Fällen ist jedoch der Beitritt 
erst nach Zustimmung des Ministerkomitees des 
Europarats möqlich. Absatz 2 regelt die Form des 
Beitritts. 

Zu Artikel 10 

Artikel 10 bestimmt die Wirkung der Ratifikation 
und des Beitritts. 

Zu Artikel 11 

Artikel 11 legt dem Generalsekretär des Europarats 
gewisse Mitteilungspflichten auf. 

Zu Artikel 12 

Absatz 1 bestimmt, daß das Abkommen grundsätz- 
lich nur auf das Mutterland der Parteien Anwen- 
dung findet. 

Nach Absatz 2 kann jedoch eine Vertragspartei die 
Wirkung des Abkommens auf einzelne oder alle 
Hoheitsgebiete erstrecken, deren internationale Be- 
ziehungen sie wahrnimmt. 

Absatz 3 bestimmt, daß jede Regierung das Ab- 
kommen für die in Absatz 2 genannten Gebiete 
gesondert kündigen kann. 

Zu Artikel 13 

Dieser Artikel enthält die bereits erwähnte Bestim- 
mung, daß das Abkommen nur bis zum Inkrafttreten 
des oben bezeichneten umfassenden Abkommens 
über verwandte Schutzrechte Geltung haben soll. 

Zu Artikel 14 

Artikel 14 sieht die Möglichkeit der Kündigung des 
Abkommens unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von einem Jahr vor. 
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